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ausgeglichen werden. Er fordert lediglich, daß die Rechtsordnung 
jeder Partei und jedem Wahlbewerbcr grundsätzlich die gleichen 
Möglichkeiten im Wahlkampf und Wahlverfahren und damit 
die gleiche Chance im Wettbewerb um die Wählerstimmen ge­
währleistet (BVerfGE 14, 121 [134]). Ein Gebot, die Wahl- 
kampfaufwendungen so zu beschränken, daß sich die verschie­
dene Finanzkraft der Wahlbewerber nicht auswirken kann, kann
aus dem Grundsatz der Chancengleichheit nicht abgeleitet wer­
den.

Die Besclrwerde war daher zurückzuweisen.

(gez.) Henneka 
Dr. Hupp

Dr. Leibholz 
Dr. Geiger 

Dr. Kutscher

Geller 
Dr. Federet
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Zur Verfassungsmäßigkclt der Briefwahl.

Besdiluß des Zweiten Senats vom 15. Februar 1967 
-  2 BvC 2/66 -

in dem Verfahren über die Beschwerde des Herrn . .. gegen den Be­
sdiluß des Deutschen Bundestages vom 10. März 1966 — Az. 23/65.

E N T S C H E I D U N G S F O R M E L :

Die Besch werde wird zurückgewiesen.

G R Ü N D E :

I.
1. Der Beschwerdeführer hat gemäß § 2 des Wahlprüfungs­

gesetzes vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 166 — WahlprüfG —) 
die Wahl zum 5. Deutschen Bundestag am 19. September 1965 mit 
der Begründung angefochten, daß die Briefwahl (§ 36 des Bun­
deswahlgesetzes -  BWahlG -  m Verbindung mit § 62 der Bun-
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ßigkeit der Briefwahl.

?nats vom 15. Februar 1967 
vC 2/66 -
nverde des Herrn . .. gegen den Be- 
•s vom 10. März 1966 -  Az. 23/65.

Ü N G S F O R M E L :

gewi^^i.

O N D E :

I.
at gemäß § 2 des Wahlprüfungs- 
(BGB1. I S. 166 ~ WahlprüfG -) 
idestag am 19. September 1965 mit 
daß die Briefwahl (§ 36 des Bun­
in Verbindung mit § 62 der Bun­

deswahlordnung -  BWahlO -) und die Hinzuziehung einer Ver­
trauensperson zur Stimmabgabe (§34 Abs. 2 BWahlG, §§ 53, 
62 Abs. 2 BWahlO) die in Art. 38 Abs. 1 GG garantierten 
Grundsätze der freien und geheimen Wahl verletzt hätten.

2. Der Deutsche Bundestag hat den Einspruch in seiner 28. Sit­
zung am 10. März 1966 zurückgewiesen: Der Einspruch stütze 
sich auf die Verfassungswidrigkeit wähl rechtlicher Bestimmun­
gen. Der Deutsche Bundestag habe es in ständiger Praxis abge­
lehnt, im Rahmen des Wahlprüfungsverfahrens die Verfassungs­
mäßigkeit des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung 
nachzuprüfen.

3. Gegen diesen Beschluß hat der Beschwerdeführer mit Schrift­
satz vom 7. April 1966, bei Gericht eingegangen am 12. April 
1966, Beschwerde erhoben. Die Beschwerde wird von 116 Wahl­
berechtigten unterstützt. Damit ist der Vorschrift des § 48 
BVerfGG Genüge getan.

E)er Beschwerdeführer rügt Verletzung der Grundsätze der 
geheimen und freien Wahl. Im wesentlichen trägt er vor:

a) Der Grundsatz der geheimen Wahl verlange, daß der Wäh­
ler in voller Freiheit stimmen könne. Eine solche Unabhängig­
keit sei nur gewährleistet, wenn die Vorschriften über die Stimm­
abgabeund -aüszählüng sicherstellten, "drTßHiTemanef "die wirkr  
liehe Wah 1 entscheidülfg^derizfn zHnen'er f ahre. Nur diese" Ge­
heimhaltung der Wahl garantiere, daß der Einzelne keinem 
Druck ausgesetzt sei und die Staatsgewalt demokratisch legiti­
miert werde. Deshalb liege die Wahrung des Wahlgeheimnisses 
auch im_J3ffentliehen Interesse. Ein demokratischer Staat müsse 
daher auch eine private Beeinflussung des Wählers bei der Stimm­
abgabe verhindern. Gegen diese Grundsätze verstoße die Rege­
lung der Briefwahl. § 63~Äbs. 2 BWahlO schreibe zwar vor, daß 
der'Stimmzettel unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Wahl­
umschlag zu legen sei. Die Einhaltung dieser Vorschrift könne 
aber nicht kontrolliert werden. Vielmehr sei es bei jeder Stimm­
abgabe außerhalb des Wahllokals möglich, daß der Stimmbe­
rechtigte privaten Beeinflussungen unterliege. Überdies beziehe
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sidi die eidesstattliche Versicherung des Briefwählers nur auf die 
persönlidic Kennzeichnung des Stimmzettels, nidit aber auf die 
Beaditung des Wahlgeheimnisses (§ 36 Abs. 2 BWahlG). Es be­
stehe sogar die Gefahr, daß der Wahlberechtigte entgegen seiner 

^eidesstattlichen Versicherung den Stimmzettel durch andere Per­
sonen kennzeichnen lasse.

Da der Grundsatz der Wahlfreiheit die freie Willensbildung 
des Wählers gewährleisten solle und bei der Briefwahl private 
Beeinflussungen nidit auszuschließen jeien, verletze die Briefwahl 
zugleich das Prinzip der freien Wahl.

Diese verfassungsrechtlichen Bedenken könnten nicht mit dem 
Hinweis ausgeräumt werden, der Wähler könne sich frei ent­
scheiden, ob er von der Briefwahl Gebrauch machen wolle oder 
nicht. Da die Beachtung des Wahlgeheimnisses und der Wahlfrei­
heit auch im öffentlichen Interesse lägen, könne der Wähler nidit 
darauf verzichten.

Auch der Umstand, daß die Stimmberechtigten, die sich am 
Wahltage nidit zum Wahllokal begeben könnten, wie Kranke 
und Seeleute, ohne die Briefwahl ihr Wahlrecht nicht ausiiben 
könnten, rechtfertige die geltende Regelung nicht. Einmal gebe 
es kein Recht auf Erleichterung der Stimmabgabe durch Brief­
wahl und zum anderen könne die Wahl außerhalb des Heimat­
wahlortes so ausgestaltct werden, daß sie den Wahlgrundsätzen 
des Art. 38. Abs 1 Satz 1 GG entspreche. In diesem Zusammenhang 
erörtert der Beschwerdeführer eine Reihe von Möglichkeiten.

b) Die Vorschriften über die Zuziehung einer Vertrauensper- 
son (§ 34 Abs. 2 BWahlG, §§ 53, 62 Abs. 2 Satz 3 BWahlO) ver­
letzten gleichfalls das Wahlgeheimnis und die Freiheit der Wahl. 
Ein Wähler, der sein Stimmrecht nur mit fremder Hilfe ausiiben 
könne, sei dem Helfer völlig ausgeliefcrt. In der Regel könne er 
nicht nachprüfen, ob auf dem Wahlzettel sein wirklicher Wille 
zum Ausdruck komme oder nicht. Da die Übereinstimmung zwi­
schen Stimmzettel und wirklichem Wählerwillen im öffentlichen 
Interesse liege, müsse die Hilfsperson nicht nur das Vertrauen des 
Wählers, sondern auch das der Öffentlichkeit genießen. Einer

f

Person, die nur das Vertrauen des 
Wähler seinen Willen daher nidit an\;

Weil nidit sichergcstellt sei, daß 
liehen Willen des hilfsbedürftigen W 
die Zuziehung einer Vertrauenspersc 
Freiheit der Wahl.

c) Der Verstoß gegen die Wahlgru 
lung im Bundestag wahrscheinlich 
daraus, daß die SPD bei der letzte 
Gruppe der Briefwähler einen relath 
Stimmen erhalten habe als im Bundesc

4. Das Bundesverfassungsgericht h 
tag, dem Präsidenten des Deutscher 
minister des Innern und dem Bunde*- 
Wahlprüfungsverfahren (§ 6 Abs. 
zur Stellungnahme gegeben.

Geäußert hat sich nur der Bundcsrr 
die Beschwerde für unbegründet: D 
nicht hinreichend dargetan, ob und in 
Verfassungswidrigkeit der Briefwahl 
Vertrauensperson auf die Zusamme 
ausgewirkt habe und ob die betroffen 
fassungsgemäßeren“ Wahl anders gest 
Möglichkeit nicht völlig auszuschlicßo 
und bei der Wahl durch eine Vertrauei 
düng des betroffenen Wählers im EinzJ 
weil sic weniger gegen Verletzungen de 
Wahlbeeinflussungen und Wahlfälschu 
Wahl in einem Wahllokal. Die Erfal 
daß die Privatsphäre dem Briefwählei 
ten zu freier und geheimer Stimmabj 
nicht ein Anlaß bestehe, eine vom Wä 
trauensperson als nicht vcrtrauenswvrc

5. Der Beschwerdeführer hat auf mi 
zichtet.

■*. v « w v r s » » * ' m



;rung des Bricfwählers nur auf die 
$ Stimmzettels, nicht aber auf die 
ses (§ 36 Abs. 2 BWahlG). Es be- 
ir Wahlberechtigte entgegen seiner 
len Stimmzettel durch andere Pcr-

ilfreiheit die freie Willensbildung 
Ile und bei der Briefwahl private 
ließen seien, verletze die Briefwahl 
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i Bedenken könnten nicht mit dem 
der Wähler könne sich frei ent- 

vahl Gebrauch machen wolle oder 
ahlgeheimnisses und der Wahlfrci- 
esse lägen, könne der Wähler nicht

ie Stimmberechtigten, die sich am 
;al begeben könnten, wie Kranke 
vah! ihr Wahlrecht nicht ausiiben 
mde Regelung nicht. Einmal gebe 
ng der Stimmabgabe durch Brief- 
: die Wahl außerhalb des Heimat- 
len, daß sie den Wahlgrundsätzen 
tspreche. ln diesem Zusammenhang 
eine Reihe von Möglichkeiten, 
ie Zuziehung einer Vertrauensper- 
33, 6^Abs. 2 Satz 3 BWahlO) ver- 
lein^Pund die Freiheit der Wahl, 
dit nur mit fremder Hilfe ausiiben 
tusgeliefert. In der Regel könne er 
i Wahlzettel sein wirklicher Wille 
cht. Da die Übereinstimmung zwi- 
:hcm Wählerwillen im öffentlichen 
person nicht nur das Vertrauen des 
ler Öffentlichkeit genießen. Einer

I Person, die nur das Vertrauen des Wählers genieße, dürfe der 
| Wähler, seinen Willen daher nicht anvertrauen.
{ Weil nicht sichergestellt sei, daß der Stimmzettel den wirk- 
! lidien Willen des hilfsbedürftigen Wählers wiedergebe, verletze 

die Zuziehung einer Vertrauensperson auch den Grundsatz der 
Freiheit der Wahl.

c) Der Verstoß gegen die Wahlgrundsätze habe die Sitzvertei- 
i lung im Bundestag wahrscheinlich beeinflußt. Das ergebe sich 
] daraus, daß die SPD bei der letzten Bundestagswahl bei der 
| Gruppe der Briefwähler einen relativ geringeren Prozentsatz an 
l Stimmen erhalten habe als im Bundesdurchschnitt.
| 4. Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundes-
I tag, dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, dem Bundes- 
| minister des Innern und dem Bundeswahlleiter als Beteiligten im 
; Wahlprüfungsverfahren (§ 6 Abs. 4 WahlprüfG) Gelegenheit 
| zur Stellungnahme gegeben.
j Geäußert hat sich nur der Bundesminister des Innern. Er hält 
| die Beschwerde für unbegründet: Der Beschwerdeführer habe 
| nicht hinreichend dargetan, ob und inwieweit sich die angebliche 
| Verfassungswidrigkeit der Briefwahl und der Zuziehung einer
| Vertrauensperson auf die Zusammensetzung des Bundestages
| ausgewirkt habe und ob die betroffenen Wähler bei einer „ver- 
j fassungsgemäßeren“ Wahl anders gestimmt hätten. Zwar sei die 
| Möglichkeit nicht völlig auszuschließen, daß bei einer Brief wähl 
| und bei der WahTdurch~eme Vertrauenspersoi^Ie-Jri_eie_Enlsdiei- 
\ iiung-desBetroffenen-WählersimJEinzelfall beeinträchtigt werde, 
] weil sie wenigei^gegen Ve r 1 et zu n g endes,. WiaMgcE e i m n i s s e s, gegen 
| Wahlbeeinflussungen und WaHfälschurigen^ ert seien als die
i Wahl in einem Wahllokal. Die Erfahrung spreche aber dafür, 
[ daß die Privatsphäre dem Briefwähler ausreichende Möglichkei- 
i ten zu freier und geheimer Stimmabgabe biete und daß meist 
\ nicht ein Anlaß bestehe, eine vom Wähler selbst bestimmte Ver- 
i trauensperson als nicht vertrauenswürdig zu betrachten, 
i 3. Der Beschwerdeführer hat auf mündliche Verhandlung ver- 

ziditet.
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II.

I
1. Die Beschwerde ist zulässig. Der Beschwerdeführer stützt 

sie auf die Anwendung angeblich verfassungswidriger Vorschrif­
ten des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung. Im 
Wahlprüflingsverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht fin­
det eine solche Prüfung statt. Von der Verfassungsmäßigkeit 
wahlgesetzlicher Vorschriften hängt möglicherweise die Entschei­
dung über die Gültigkeit der Wahl ab (BVerfGE 16, 130 
[135 f.]).

2. Die Beschwerde ist jedoch nicht begründet*
a) Die Briefwahl, die im Bund und in einer Reihe von Län- 

dern in den letzten zwei Jahrzehnten eingeführt worden ist, ist 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Auch die besonderen 
Vorschriften des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlord­
nung über die Brief wähl und die Wahl mit Vertrauenspersonen 
sind mit dem Grundgesetz vereinbar.

Die Briefwahl setzt voraus, daß der Wähler einen Wahlschein 
besitzt (§ 36 BWahlG). Einen Wahlschein erhält er nur, wenn er 
sich entweder am Wahltage während der Wahlzeit aus wichti­
gem Grunde außerhalb seines Wahlbezirks aufhält oder nach 
Beginn der Frist für die Auslegung des Wählerverzeichnisses seine 
Wohnung in einen anderen Wahlbezirk verlegt oder aus beruf­
lichen Gründen, infolge Krankheit, hohen Alters, eines körper­
lichen Gebrechens oder sonst seines körperlichen Zustandes wegen 
den Wahlraum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierig­
keiten aufsuchen kann (§ 22 Abs. 1 BWahlO). Diese Gründe 
sind glaubhaft zu machen (§ 24 Abs. 2 BWahlO). Wer den An­
trag auf Erteilung eines Wahlscheines für einen anderen stellt, 
muß liachwcisen, daß er dazu berechtigt ist (§ 24 Abs. 3 BWahlO). 
Entsprechendes gilt für die Aushändigung der Briefwahlunter- 
lagcn (§ 25 Abs. 4 Satz 1 BWahlO). Der Wahlschein muß von 
dem damit beauftragten Bediensteten eigenhändig unterschrie­
ben sein (§ 25 Abs. 2 BWahlO). Über die ausgestellten Wahl­
scheine führt die Gemeindebehörde ein besonderes Wahlschein­
verzeichnis (§ 25 Abs. 5 Satz 1 BWahlO). Wer einen Wahlschein
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Über die ausgestellten Wahl- ]
(e ein besonderes Wahlschein- 
7ahlO). Wer einen Wahlschein j

erhahen hat, wird im allgemeinen Wählerverzeichnis gesperrt 
(§ 27 BWahlO). Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt 
(§ 25 Abs. 8 BWahlO). Der Wähler hat dem Kreiswahlleiter des 
Wahlkreises, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, in einem ver­
schlossenen Wahlbriefumschlag seinen Wahlschein und in einem 
besonderen verschlossenen Umschlag seinen Stimmzettel zu über­
senden (§ 36 Abs. 1 BWahlG). Der Stimmzettel ist unbeobachtet 
zu kennzeichnen und in den Wahlumschlag zu legen (§ 62 Abs. 2 
Satz 1 BWahlO). Auf dem Wahlschein hat der Wähler eidesstatt­
lich zu versichern, daß er den Stimmzettel persönlich gekennzeich­
net hat (§ 36 Abs. 2 BWahlG). Der Kreiswahlleiter sammelt die 
Wahlbriefe ungeöffnet und legt sie unter Verschluß (§71 Abs. 1 
BWahlO).

Diese Regelung verletzt weder die Wahlfreiheit noch das 
Wahlgeheimnis. Den staatlichen Bediensteten ist vorgeschrieben, 
wie sie zu verfahren haben. Die Sorge für die Wahrung des Wahl­
geheimnisses ist dem Kreiswahlleiter übertragen. Was die Beför­
derung der Briefe durch die Post betrifft, so steht diese unter der 
Garantie des Postgeheimnisses.

Dem Wahlberechtigten ist es bei der Briefwahl allerdings weit­
gehend selbst überlassen, für das Wahlgeheimnis und die Wahl­
freiheit Sorge zu tragen. Der Gesetzgeber ist sich jedoch der be­
sonderen Gefahren, die sich daraus ergeben, bewußt gewesen. Er 
hat die Briefwähl nicht unbeschränkt und unbedingt zugelassen, 
sondern nur in dem Fällen gestattet, in denen der Stimmberech- 
tiatejdaubhaft macht, daß J££^£iq^Wa  ̂ nicht durch persom 
liehe Stimmabgabe ausüben kann. Auch muß der Stimmberech­
tigte die Initiätive^eirgreifen, um sich die Briefwahlunterlagen 
zu beschaffen. Er ist zudem verpflichtet, den Stimmzettel selber 
unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Wahlumschlag zu legen 
und hat eidesstattlich zu versichern, daß er den Stimmzettel per­
sönlich gekennzeichnet hat. Diese Beschränkungen sind auch wirk~ 
sam gewesen und haben zur Folge gehabt, daß bei der Bundes­
tagswahl 1957 nur 5,4 °/o der Wähler, bei der Bundestagswahl 
1961 nur 5,9% und bei der Bundestagswahl 1965 nur 7,1%
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aller Wahlberechtigten mit Hilfe eines Wahlscheines gewählt 
haben (Statistisches Bundesamt, „Bevölkerung und Kultur“, 
Reihe 8, Wahl zum 5. Deutschen Bundestag am 19. September 
1965, Heft 6, Allgemeine Wahlergebnisse nach Wahlkreisen, Sitz­
verteilung und Abgeordnete, S. 11). Daß von den Brief Wählern 
ein höherer Prozentsatz anders als die übrigen Wähler gewählt 
hat, läßt nicht den Schluß zu, daß bei der Briefwahl in einem 
größeren Ausmaß der verfassungsrechtliche Grundsatz des Wahl­
geheimnisses und damit der Freiheit der Wahl verletzt worden 
ist. Dieser Unterschied kann beispielsweise schon in der verschie­
denen sozialen Struktur der Briefwähler begründet sein.

b) Mit Hilfe einer Vertrauensperson kann nur ein Stimmbe­
rechtigter wählen, der des Lesens unkundig oder durch körper­
liche Gebrechen behindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen 
oder in den Wahlumschlag zu legen und diesen dem Wahlvor­
steher zu übergeben (§ 34 Abs. 2 BWahlG). Der Wähler muß die 
Vertrauensperson bestimmen und dem Wahlvorstand bekannt­
geben (§ 53 Abs. 1 BWahlO). Die Hilfeleistung der Vertrauens­
person muß sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers be­
schränken. Die Vertrauensperson darf gemeinsam mit dem Wäh- 

‘ 1er die Wahlzelle aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung erfor­
derlich ist (§ 53 Abs. 2 BWahlO). Sie ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei Hilfeleistung von der Wahl 
eines anderen erlangt hat (§ 53 Abs. 3 BWahlO). Für die Brief­
wahl gilt diese Regelung entsprechend (§ 62 Abs. 2 Satz 3 
BWahlO).

Auch diese Regelung ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Ohne 
Zuziehung einer Vertrauensperson würde der Wahlberechtigte 
nicht in der Lage sein, sein Wahlrecht auszuüben. \Venn das 
Grundgesetz dem Gesetzgeber gestattet, dafür zu sorgen, daß 
nach Möglichkeit alle Wahlberechtigten ihr Wahlrecht ausiiben, 
muß demgegenüber die Wahrung des Wahlgeheimnisses zurück- 
treten. ’

Im einzelnen hat der Gesetzgeber mit der heutigen Regelung 
die ihm durch das Grundgesetz bei der Ausübung seines Ermes-
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ist, sind nicht erkennbar,

(gcz.) Henneka 
Dr. Rupp
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eines Wahlscheines gewählt 
»Bevölkerung und Kultur“, 
hindcstag am 19. September 
misse nach Wahlkreisen, Sitz- 
. Daß von den Briefwählern 
die itekren Wähler gewählt 
bei cBl Brief wähl in einem 

chtliche Grundsatz des Wahl- 
it der Wahl verletzt worden 
;lsvzeise schon in der verschie- 
ähler begründet sein, 
rson kann nur ein Stimmbe- 
mkundig oder durch körper- 
Stimmzettel zu kennzeichnen 
:n und diesen dem Wahlvor- 
VahlG). Der Wähler muß die 
dem Wahlvorstand bekannt- 
Hilfeleistung der Vertrauens- 
der Wünsche des Wählers be- 
arf gemeinsam mit dem Wäh- 
t das zur Hilfeleistung erfor- 
>ie ist zur Geheimhaltung der 
Hilfeleistung von der Wahl 

s. 3 T^khld). Für die Brief- 
chend (§ 62 Abs. 2 Satz 3

Grundgesetz vereinbar. Ohne 
i würde der Wahlberechtigte 
lrecht auszuüben. Wenn das 
;tartet, dafür zu sorgen, daß 
igten ihr Wahlrcdit ausüben, 
ies Wahlgeheimnisses zurück-

er mit der heutigen Regelung 
i der Ausübung seines Ermes­

sens gezogenen Grenzen nicht überschritten. Der Gefahr, daß die 
Hilfe bei der Stimmabgabe zu Unrecht in Anspruch genommen 
wird, ist dadurch vorgebeugt, daß der Wähler in der Regel per-

[ sönlich im Wahllokal erscheinen muß und der örtliche Wahlvor-
] stand die Hilfsbedürftigkeit in jedem Einzelfall, feststellen kann.
i Zudem liefert das Gesetz den Hilfsbedürftigen nicht der Hilfs-
\ person aus. Bei geistigen Gebrechen ist keine Hilfe zulässig. Der
( Wähler, der des Lesens unkundig ist, muß daher im Vollbesitz
\ seiner geistigen Kräfte und imstande sein, die Vertrauensperson
| sinnvoll auszuwählen. Der Hilfsbedürftige kann die Vertrauens-
| person auch kontrollieren. Soweit die Hilfsbedürftigkeit nur auf
\ körperlichen Gebrechen beruht, kann sich der Wähler durch
; Augenschein davon überzeugen, daß die Vertrauensperson den
; Stimmzettel seinem Willen gemäß ausfüllt. Im übrigen hat jeder
1 Hilfsbedürftige die Möglichkeit, sich den Stimmzettel vor oder
j nadi der Wahl erläutern zu lassen und so zu überprüfen, ob ihn
| die Vertrauensperson an der richtigen Stelle angekreuzt hat.
| Auch gegen die Inanspruchnahme einer Vertrauensperson bei
I der Briefwahl bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken.
| Gründe, aus denen sich ergeben könnte, daß die Kombination
\ von Briefwahl und Wahl durch eine Vertrauensperson unzulässig
\ ist, sind nicht erkennbar.
i
\ (gez.) Henneka Dr. Leibholz Geller
| Dr. Rupp Dr. Geiger 

Dr. Kutsdier
Dr. Federer
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Beschluß des Ersten Senats vom 1. März 1967 
-  1 BvR 46/66 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbesdiwerde der Firma . . .  -  Be- 
vollmäduigte: Rechtsanwalt... -  gegen a) den Besdduß des Bundes­
gerichtshofs vom 25. November 1965 -  I a ZB 13/64 -  b) den Besdiluß 

des Bundespatentgenclus vom 25. Februar 1964 -  23 W 448/61.


